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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. Dezember 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 375. Sitzung am 17. Dezember 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 10. Dezember 
1971 verabschiedeten 

Gesetz über die weitere Finanzierung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden und des Bundes- 
fernstraßenbaus (Verkehrsfinanzgesetz 1971) 

— Drucksachen VI/2767, zu VI/2767, Nachtrag 
zu VI/2767, VI/2925 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Heinz Kühn 


Bonn, den 17. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 10. Dezem- 
ber 1971 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Heinz Kühn 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn. 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die weitere Finanzierung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden und 
des Bundesfernstraßenbaus 
(Verkehrsfinanzgesetz 1971) 


1. Artikel 1 § 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Folgende Nummer 3 ist anzufügen: 

,3. In § 15 wird nach Absatz 2 folgender Ab- 
satz 2 a eingefügt: 

„ (2 a) Der Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Ver- 
kehr durch Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, aus dem 
Mineralölsteueraufkommen V ergünstigun- 
gen für Transporte im gewerblichen Güter- 
fernverkehr und im Werkfernverkehr von 
oder nach bestimmten Teilen des Bundes- 
gebietes und Berlin (West) zu gewähren, 
wenn dies wegen der schwachen verkehrs- 
mäßigen Aufschließung oder wegen der 
ungünstigen Verkehrslage (Randlage) die- 
ser Gebiete zur Vermeidung schwerwie- 
gender volkswirtschaftlicher Nachteile 
oder zum Ausgleich bestehender Wettbe- 
werbsverzerrungen gegenüber dem inter- 
nationalen Verkehr in bestimmten Ver- 
kehrsrelationen geboten erscheint. Die 
Vergünstigungen dürfen bis zu drei Deut- 
sche Mark je Tonne beförderten Gutes be- 
tragen.“ ' 

Begründung zua) 

Nach dem Gesetz über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs sind bestimmte Gebiete 
dadurch begünstigt, daß Transporte von und 
nach bzw. innerhalb dieser Gebiete einer um 
50 °/o ermäßigten Steuer unterliegen. Neben 
den Zonenrand- und Frachthilfegebieten han- 
delt es sich dabei um Teile des Bundesgebie- 
tes, die verkehrsmäßig schwach aufgeschlos- 
sen oder verkehrsmäßig ungünstig gelegen 
(Randlage) sind. 

Der Gesetzentwurf sieht keine regionale Dif- 
ferenzierung mehr vor. Dadurch entsteht eine 
relative Verschlechterung der genannten Ge- 
biete. 

Die vorgesehene Erhöhung der Mineralöl- 
steuer würde im übrigen die zum Nachteil der 
deutschen Seehäfen gegenüber den Rhein- 
mündungshäfen bestehenden Wettbewerbs- 
verzerrungen erneut verstärken. So ergäbe 
sich im Vergleich zwischen der Bundesrepu- 


blik Deutschland und den Niederlanden ein 
Ansteigen der Mehrbelastung pro Liter Die- 
selkraftstoff von z. Z. 28,1 auf 32,1 Pf. 


b) Folgende Nummer 4 ist anzufügen: 

,4. In § 15 wird nach Absatz 2 a folgender 
Absatz 2 b eingefügt: 

„(2 b) Der Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, aus dem Mineral- 
ölsteueraufkommen Vergünstigungen für 
die Beförderung von Agrargütern, die bis- 
her der Befreiung von der Straßengüter- 
verkehrsteuer unterlagen, im gewerbli- 
chen Güterfernverkehr und im Werkfern- 
verkehr zu gewähren, soweit dies zur Ver- 
meidung weiterer Wettbewerbsnachteile 
der Agrarwirtschaft erforderlich ist. Die 
Vergünstigungen dürfen bis zu 3, — DM 
je Tonne beförderten Gutes betragen/ 1 ' 

Begründung zub) 

Nach § 2 Nr. 6 des Gesetzes über die Be- 
steuerung des Straßengüterverkehrs sind 
Transporte bestimmter Agrargüter durch 
Steuerbefreiung begünstigt. Die Erhöhung 
der Kraftfahrzeugsteuer um durchschnittlich 
30 °/o für Nutzkraftfahrzeuge von mehr als 
12 t Gesamtgewicht sowie die Erhöhung der 
Mineralölsteuer führen zwangsläufig zu einer 
neuen Belastung der Beförderung von Agrar- 
gütern. 

Die beschlossene Änderung bedingt eine wei- 
tere Verschlechterung der Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Agrarwirtschaft im EWG- 
Bereich. Schon jetzt ist die Wettbewerbslage 
der betroffenen deutschen Wirtschaftskreise 
gegenüber denen in den übrigen EWG-Mit- 
gliedsländern nicht zuletzt wegen der allge- 
mein höheren Kostenlage ungleich ungünsti- 
ger. Die Agrarwirtschaft ist bei der Vermark- 
tung auf Lkw angewiesen. Die deutschen 
Agrarerzeugnisse laufen Gefahr, weitere 
Marktanteile auf den bisherigen Märkten zu- 
gunsten des Auslandsangebots zu verlieren, 
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zumal die Importwaren von der Besteuerung 
nicht betroffen werden, weil die Hauptzu- 
schußgebiete relativ nahe an den Landesgren- 
zen unserer EWG-Partner liegen. 

c) Die Eingangsworte „§ 2 des Mineralölsteuer- 
gesetzes sind durch die Worte „Das Mineral- 
ölsteuergesetz", in Nummer 1 sind die Worte 
„Absatz 1" durch die Worte „§ 2 Abs. 1", 

in Nummer 2 sind die Worte „Absatz 2" durch 
die Worte „§ 2 Abs. 2" 

zu ersetzen. 

Begründung zuc) 

Notwendige redaktionelle Anpassungen im 
Zusammenhang mit den Änderungen unter 

a) und b). 


2. In Artikel 3 sind die Worte „ , soweit es den Be- 
trag der nach Artikel 2 Abs. 1 zu leistenden Be- 
triebsbeihilfen übersteigt," zu streichen. 

Begründung 

Die Betriebsbeihilfe an den öffentlichen Perso- 
nennahverkehr führt nach ersten Schätzungen 
der Bundesregierung etwa zu folgenden Begün- 
stigungen in 1972: 

Kommunale Nahverkehrs- 
unternehmen 105 Millionen DM 

Straßennahverkehre von 

Bundesbahn, Bundespost und 
Privatunternehmen 105 Millionen DM 

Schienennahverkehr der 

Eisenbahnen 40 Millionen DM 

250 Millionen DM. 

Die vorgesehene Entnahme der Mittel für diese 
Nahverkehrs-Betriebsbeihilfe aus dem für die 
Gemeinden bestimmten Teil des Mineralölsteuer- 
Mehraufkommens ist nicht vertretbar. 

Das Vorhaben würde die Gemeinden ohne Grund 
schlechter stellen als die anderen Nahverkehrs- 
träger. Die Betriebsbeihilfe würde für die Eisen- 
bahnen, die Bundespost und die Privatunterneh- 
men eine echte Entlastung darstellen. Die Ge- 
meinden würden dagegen keine Entlastung er- 
fahren, weil die Betriebsbeihilfe an ihre Nahver- 
kehrsunternehmen in Höhe von 105 Millionen 
DM überkompensiert würde durch die vorgese- 
hene Kürzung des Gemeindeanteils an dem 
Mineralölsteuer-Mehraufkommen um 250 Mil- 
lionen DM. 

Die Kürzung des Gemeindeanteils an dem Mine- 
ralölsteuer-Mehraufkommen zugunsten von Bun- 
desbahn, Bundespost und Privatunternehmen ist 
nicht sachgerecht, dies um so weniger, als mit der 
im Regierungsentwurf vorgesehenen Zuweisung 
von drei Vierteln des Mineralölsteuer-Mehrauf- 
kommens (1972: 990 Millionen DM) an die Ge- 
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meinden, deren Verkehrsinfrastrukturbedarf in 
der genannten Höhe anerkannt worden ist. Eine 
Kürzung dieser Finanzhilfen an die Gemeinden 
ist daher ebenso unbegründet wie die Schlechter- 
stellung der kommunalen Nahverkehrsunterneh- 
men gegenüber den sonstigen Nahverkehrsbe- 
trieben. Zur Beseitigung dieser Mängel muß die 
vorgesehene Entnahme der Mittel für die Be- 
triebsbeihilfe aus dem Gemeindeanteil an dem 
Mineralölsteuer-Mehraufkommen unterbleiben. 

Artikel 4 ist wie folgt zu ändern: 

a) Es ist folgende neue Nummer 1 a einzufügen: 

,1a. In § 2 Abs. 1 wird hinter Nummer 3 fol- 
gende neue Nummer 3 a eingefügt: 

„3 a. Beschaffung von Fahrzeugen des öf- 
fentlichen Personennahverkehrs, so- 
weit diese zur Verdichtung beste- 
hender oder zur Einrichtung neuer 
Linien dienen. Dies gilt nicht für 
Fahrzeuge der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundes- 
post. 

b) Es ist folgende neue Nummer 1 b einzufügen: 

,1b. In § 3 wird Nummer 3 wie folgt ergänzt: 
„ . . . und mit Ausnahme der Beschaffung 
von Fahrzeugen des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 a.) " ' 

c) Es ist folgende neue Nummer 5 a einzufügen: 

,5 a. Hinter § 10 wird folgender § 10 a (neu) 
eingefügt: 

„§ 10 a 

Sonderzuweisungen 

(1) Von den für Vorhaben nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 bis 4, Nr. 5 Satz 2 und § 11 
vorgesehenen Mitteln erhalten die Län- 
der 3 vom Hundert für die Beschaffung 

. . von Kraftomnibussen im öffentlichen 
Personennahverkehr nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3 a. Der Anteil des einzelnen Landes 
bemißt sich nach § 6 Abs. 2 Sätze 4 
und 5. 

(2) §§ 5 bis 8 finden keine Anwen- 
dung."' 

Begründung zu a)bisc) 
zu a) 

Der öffentliche Personennahverkehr kann nur 
dann sein Leistungsangebot nachhaltig ver- 
bessern, wenn neben dem Bau und Ausbau 
der Verkehrswege auch die Anschaffung von 
Fahrzeugen für eine zusätzliche Verkehrsbe- 
dienung aus öffentlichen Mitteln gefördert 
wird. Fahrzeuge der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundespost, die zum Son- 
dervermögen des Bundes gehören, müssen 
jedoch von den Zuwendungen der Länder aus 
den Finanzhilfen des Bundes ausgeschlossen 
bleiben. 
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zu b) 

Die zuwendungsfähigen Kosten der Fahrzeug- 
beschaffung liegen regelmäßig unter 200 000 
DM. Daher müssen die Finanzhilfen für diesen 
Zweck ebenfalls von der Bagatellklausel aus- 
genommen werden. 

zu c) 

Die Förderung der Beschaffung von Kraft- 
omnibussen über ein Programm nach §§ 5 ff. 
ist umständlich und sehr aufwendig. Ent- 
sprechende Mittel sollen daher den Ländern 
unmittelbar zur Verfügung stehen. 


d) In Nummer 2 ist in § 4 Abs. 1 die Zahl „60" 
durch die Zahl „ 66 2 /3 1J zu ersetzen. 


Begründung 

Länder und kommunale Gebietskörperschaf- 
ten sind nicht in der Lage, in gleicher Weise 
wie bisher zur Finanzierung förderungsfähi- 
ger Vorhaben beizutragen. Nachdem mit der 
vorgesehenen Steuererhöhung eine Anhe- 
bung der Finanzhilfen des Bundes um 100 Pro- 
zent ermöglicht wird, ist es angemessen, den 
Bundesanteil an der Förderung eines Vor- 
habens außerhalb des Zonenrandgebiets von 
bisher bis zu 50 v. H. über die im Gesetzes- 
beschluß vorgesehenen 60 v. H. hinaus auf 
66 2 /s v. H. zu erhöhen, um Schwierigkeiten 
bei der Komplementärfinanzierung durch die 
Länder und Gemeinden zu vermeiden. Ande- 
renfalls wäre zu befürchten, daß notwendige 
Vorhaben in einzelnen Ländern überhaupt 
nicht durchgeführt werden können. 
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